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Gemeindetag fordert Planungssicherheit für Schulträger 

Schulbezirke für verbleibende Hauptschulen müssen bleiben

Auf Unverständnis stößt beim Gemeindetag Baden-Württemberg die dem Vernehmen nach im Schulgesetz geplante Aufhebung der Schulbezirke für verbleibende Hauptschulen. Zumal sich diese Neuerung erst im Nachgang zur offiziellen Anhörung zum Gesetzentwurf zur Einführung der Werkrealschule ergab und dieser Tage in einer Pressemitteilung des Kultusministeriums verlautbart wurde. 

Auflösung von Schulbezirken per Gesetz wird abgelehnt

Der Gemeindetag lehnt eine gesetzliche Auflösung der Schulbezirke ab. Mit der Abschaffung der Schulbezirke wäre den Schulträgern ein wichtiges Steuerungsinstrument genommen. Für die Kommunen ist nicht mehr planbar, wie stark ihre Schulen ausgelastet sind. Vor Ort könnte die Situation entstehen, dass Schulen, die bislang die erforderliche Schülerzahl aufweisen, plötzlich nicht mehr ausgelastet sind. Umgekehrt ist nicht ausgeschlossen, dass bestimmte Schulen so stark nachgefragt werden, dass die Räume nicht mehr ausreichen. Dies hat auch Auswirkungen auf die kommunalen Investitionsentscheidungen und somit auf öffentliche Ressourcen. Stark frequentierte  Schulen müssen ausgebaut werden, obwohl insgesamt ausreichend Schulkapazitäten vorhanden sind. Erst recht, wenn – wie verlautbart wurde - die Aufhebung bereits zu Beginn des neuen Schuljahres in Kraft treten soll. Damit würden Schulträger vor kaum lösbare Probleme gestellt werden. Der Gemeindetag fordert zumindest eine Übergangsfrist für das Auslaufen der Schulbezirksregelung im neuen Gesetz zu verankern.

„Kein Sand ins Getriebe“ 

„Eltern erwarten zu Recht eine reibungslose Unterrichtsorganisation an den Schulen“, so Roger Kehle, Präsident des Gemeindetags Baden-Württemberg. Um dies zu gewährleisten, muss der Schulbetrieb bereits vor dem Schuljahresbeginn geregelt sein. Die dem Gemeindetag bekannt gewordene im Gesetzesentwurf vorgesehene Möglichkeit, per Gemeinderatsbeschluss den Schulbezirk für die Hauptschulen beizubehalten scheint dem Gemeindetag ebenso nicht zielführend. Damit könnte zwar im Allgemeinen rechtzeitig vor den Sommerferien die Organisation des Schulbetriebs für das jeweilig folgende Schuljahr gesichert werden. Aktuell bleibt den Städten und Gemeinden und auch den Schulen kein Spielraum: die organisatorischen Maßnahmen, die Planungen für den Einsatz der Lehrkräfte, die Belegung der Schulräume und die Einrichtung von Schülerbeförderungslinien für das kommende Schuljahr müssen vor den Sommerferien abgeschlossen sein. 

Mehr Entscheidungsmöglichkeiten für den Schulträger

„Ohne eine angemessene Übergangsregelung geht der Schuss nach hinten los“, warnt Kehle. „Der organisatorische Notstand wird nämlich zweifellos die Qualität des Unterrichts gravierend beeinträchtigen.“

Für die Änderung des Schulgesetzes wäre für den Gemeindetag die Option vorstellbar, den Schulbezirk erst auf Antrag des Schulträgers aufzuheben, wenn dieser vor Ort einen Nutzen daraus erkennt. „Wir sind der Meinung, dass die besten Lösungen die sind, die auf die jeweiligen Bedürfnisse vor Ort zugeschnitten sind“, betont Kehle.
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